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Schweiz will Russen an Konferenz bringen
Aussenminister Cassis bespricht Dossiermit indischemAmtskollegen – TeilnahmePutins würde das Land vor rechtliches Problem stellen.

Francesco Benini

AnfangWoche trafderdeutsche
Bundeskanzler Olaf Scholz den
ukrainischenPräsidentenWolo-
dimir Selenski. Scholz erklärte
danach, es werde auf alle Fälle
eineweitereFriedenskonferenz
geben.PräsidentSelenskiunder
seien sich einig, dass Russland
dabei seinmüsse.

DasdeutscheBoulevardblatt
«Bild»schrieb imAnschluss von
der«nächstenKonferenz in der
Schweiz». Die Zeitung erklärte
nicht, wie sie darauf kommt,
dass der zweite Friedensgipfel
zur Ukraine wieder in der
Schweiz stattfindenwird.

Gibt es nach der internatio-
nalenZusammenkunft aufdem
BürgenstockeineneueUkraine-
Konferenz in der Schweiz? An
der Veranstaltung Mitte Juni
hatten weder Russland noch
China teilgenommen.Was sagt
das Departement für auswärti-
ge Angelegenheiten zum Hin-
weis in der deutschen Presse?

Die Antwort fällt auswei-
chend aus. Das Aussendepar-
tement schreibt: «Die Schweiz
hat von Anfang an gesagt, dass
Frieden nur mit Russlandmög-
lich sein wird. Wir bleiben in
Kontakt mit allen Seiten und
arbeitenweiterdaran,Russland
einzubinden.»

DasersteZiel ist ein
Waffenstillstand
Das Departement hält weiter
fest, dass es zwischendennatio-
nalen Sicherheitsberatern zahl-
reicher Staaten aus allenRegio-
nen der Welt einen intensiven
Austausch zumweiterenVorge-
hengebe.«DieSchweiz ist nach
wie vor in diese Gespräche ein-
bezogenundbeteiligt sich aktiv
daran. Auch Bundesrat Ignazio

Cassis und Staatssekretär Alex-
andre Fasel nutzen ihre politi-
schen Kontakte, um sich über
das Thema auszutauschen.»
Bundesrat Cassis traf am ver-
gangenen 16. Juli in New York
den russischen Aussenminister
Sergei Lawrow.

Und nun kommt Cassis mit
dem indischen Aussenminister
Subrahmanyam Jaishanka zu-
sammen. Das Treffen soll am
Freitag in Genf stattfinden. In-
dien hat in den vergangenen
MonateneineRolle alsVermitt-
ler zwischen der Ukraine und

Russland wahrgenommen. Im
Juli reiste der indischePremier-
minister Narenda Modi nach
Moskau zu Präsident Putin, im
AugustbesuchteModidannPrä-
sident Selenski in Kiew.

Der indische Aussenminis-
ter traf kürzlich den russischen
Amtskollegen, undder indische
Sicherheitsberater reiste diese
Woche nachMoskau.

Ein Beobachter sagt: Indien
versuche offenbar, Russland
und die Ukraine für eine Frie-
denskonferenz imeigenenLand
zu gewinnen. Möglich sei aber

auch ein zweiter Gipfel in der
Schweiz. Der Grossanlass auf
demBürgenstock imJuni sei gut
organisiert gewesen und rei-
bungslos verlaufen – mehrere
Teilnehmer hätten das Engage-
ment der Schweiz gelobt.

Putinkommtnur,wenn
ernichtverhaftetwird
Erstes Ziel von Verhandlungen
ist es, einenWaffenstillstand zu
erreichen.DiePositionenRuss-
lands und der Ukraine liegen
aber weit auseinander. Die Uk-
rainepochtdarauf, dass sichdie

russischenTruppenausdenbe-
setzten ukrainischen Gebieten
zurückziehen. Russland zählt
diese Regionen bereits zum
eigenen Staatsterritorium.

Der Beobachtermeint, dass
der Gipfel der Brics-Staaten im
russischenKasan vonEndeOk-
tober sowie die Präsident-
schaftswahlen in den USA An-
fangNovemberabgewartetwer-
den müssten. Erst danach gebe
es möglicherweise Fortschritte
in den Friedensbemühungen.

Würde die zweite Friedens-
konferenz tatsächlich in der

Schweiz stattfinden, mit russi-
scher Teilnahme, müsste die
Eidgenossenschaft Wladimir
Putin sogenanntes freies Geleit
zusichern.Dennder internatio-
nale Strafgerichtshof in Den
Haagstellte imMärz2023einen
internationalen Haftbefehl
gegenden russischenPräsiden-
ten aus – wegen des Verdachts,
dass er für Kriegsverbrechen
verantwortlich sei.

DasBundesamt für Justiz er-
teilt aufAnfragekeineAuskunft
darüber, unterwelchenUmstän-
den es Putin freies Geleit – also
denSchutz vor einerVerhaftung
– gewährenwürde.DasBundes-
amtwill sich zumkonkretenFall
nicht äussern.

NachderKonferenzaufdem
Bürgenstock war davon die
Rede, dass eine Folgeveranstal-
tung im arabischenRaum statt-
findenkönnte.Nunsteht Indien
imVordergrund–underneutdie
Schweiz.Das erstaunt insofern,
alsRusslanddasSymposiumam
Vierwaldstättersee scharf kriti-
sierte und die Schweiz wegen
deren Übernahme von EU-
Sanktionen inzwischenals«un-
freundliches Land» einstuft.

Die Veranstaltung auf dem
Bürgenstock hatte sich auf die
Themen Energie-Infrastruktur,
Ernährungssicherheit und auf
Humanitäres beschränkt. Zu
letzteremAspektwillKanada im
Oktober eine Folgekonferenz
abhalten;die erstenbeidenDos-
siers sind bereits in internatio-
nalenVideokonferenzenweiter-
verfolgt worden.

Nun geht es aber um eine
Friedenskonferenz, an der sich
der russische und der ukraini-
sche Präsident treffen. Dieses
Thema wird Ignazio Cassis am
Freitag mit dem indischen
Aussenminister besprechen.

Der Sparhammer bleibt im Schrank
Noch im Juniwollte der Ständerat die Entwicklungshilfe kürzen – zugunstenderArmee.Nun folgt dieKehrtwende.

Maja Briner

Der erste Coup gelang. Als der
Ständerat im Juni für eine ra-
schere Aufrüstung der Armee
plädierte, kamüberraschendein
kurzfristig eingereichterAntrag
von Benjamin Mühlemann
(FDP/GL)) durch: Um Geld für
dieArmee freizuspielen, soll an-
derswo gespart werden. Der
Rotstift solle insbesondere bei
der Entwicklungszusammen-
arbeit angesetztwerden, befand
die bürgerliche Mehrheit da-
mals. Zwei Milliarden Franken
solltendort indennächstenvier
Jahren gekürzt werden.

Doch drei Monate und acht
Tage später ist dieWelt eine an-
dere, wie es scheint. Jedenfalls
stellte der Ständerat den Ent-
scheid vom Juni gestern wieder
infrage, als er über die Strategie
für die internationale Zusam-
menarbeit für die nächsten vier
Jahrediskutierte.DerBundesrat
beantragtdafür insgesamt 11,27
MilliardenFranken.Darin inbe-
griffen sind 1,5MilliardenFran-
ken für die Ukraine.

Erneut reichte Mühlemann
kurzfristig einenAntragein:Die
Regierung müsse nochmals
überdieBücherunddieSumme
entsprechend dem Entscheid
vom Juni kürzen, forderte der
Glarner. Der Ständerat habe in
der Sommersession beschlos-
sen,dieArmeezulastenanderer
Politikbereiche zu priorisieren,
und nun müssten Konsequen-
zen folgen.

NureinWeckruf
ansParlament?
FDP-Präsident Thierry Burkart
sekundierte: «Das ist der
schnellste Weg, um die Mittel
bereitzustellen,die es fürdieAr-
mee dringend braucht.» Wenn
das Parlament den Weg über
Einsparungen nicht schaffe,
dann drohten Steuererhöhun-
gen,mahnte er.

Gegen den Kürzungsantrag
stellte sich Aussenminister Ig-
nazio Cassis (FDP). Er betonte,
der Betrag liege im gleichen
Rahmen wie früher – obwohl
aufgrund der finanzpolitischen
Lage auchdie ersteTrancheder

Ukraine-Hilfe in der Höhe von
1,5Milliarden Franken aus die-
sem Topf genommen wird. Für
den Rest der Welt bleibt also
weniger übrig, was von linker
Seite sowie von Hilfsorganisa-

tionen als «Kahlschlag» kriti-
siert wird.

DieMehrheit desStänderats
folgte Cassis – und lehnte somit
Mühlemanns Antrag ab. Nicht
nur die Linke stellte sich da-
gegen, sondern auch die Mitte
(geschlossen!) sowie selbst die
HälftedesFreisinns.Mit 13 zu31
Stimmen scheiterte Mühle-
manns Antrag klar.

Auch ein Antrag von Esther
Friedli (SVP), den Betrag um
jährlich 200Millionen Franken
zu kürzen, wurde bachab ge-
schickt.VonKürzungenwollten
amMittwochalsoplötzlichviele
nichts mehr wissen, die sich im
Juni noch dafür ausgesprochen
hatten. Wie kam es zu dieser
Kehrtwende?

Mitte-StänderatBeatRieder
gehört zu jenen,die imJuninoch
für Mühlemanns Antrag ge-
stimmt hatten – als «Weckruf
ansParlament»,wieer amMitt-
woch sagte – und nunNein sag-
ten. Aus den Anhörungen mit
Experten sei klar geworden,
dass einmassiverEinschnitt die
«internationale Zusammen-

arbeit nachhaltig schädigen
würde», argumentierte Rieder.

HeisseBudget-Debatte
imDezembererwartet
Sparen will der Walliser den-
noch. Laut den angehörten Ex-
pertengebeeseinSparpotenzial
von mindestens 100 Millionen
Franken, sagte er. Die bürgerli-
chen Parteien dürften versu-
chen, bei der Debatte über das
Budget 2025 im Dezember bei
der Entwicklungszusammen-
arbeit zu kürzen. Dieses Vorge-
hen ärgert Mühlemann. Die fi-
nanzpolitische Realität werde
ausgeblendet, sagt er: Das Par-
lament spreche imRahmen der
vierjährigen grossen Botschaf-
ten zuArmee, Bildung, interna-
tionaler Zusammenarbeit und
weiterenAufgabengebietender-
zeit unrealistisch viel Geld.

«Wenn man alles zusam-
menzählt, geht es einfach nicht
auf», sagt er. «Damit streutman
denBetroffenenSand indieAu-
gen.» Es drohe ein böses Erwa-
chenbeiderDiskussionüberdas
Budget imDezember.

Kita-Finanzierung
erneut verlängert
Betreuung Eigentlich war das
mal als Impulsprogramm ge-
plant. Mittlerweile läuft es aber
seit über 20 Jahren. Es geht um
die Finanzierung vonKinderta-
gesstätten. Der Nationalrat hat
amMittwoch Jagesagt, dasFör-
derprogramm noch einmal bis
Ende 2026 zu verlängern.

Nötigwardies, dadiedauer-
hafte Lösung für die Finanzie-
rungvonKitas immernochnicht
bereit ist.Diewird seit geraumer
Zeit in der zuständigen Kom-
mission des Ständerats gebas-
telt.Dabei sollenunter anderem
auchArbeitgeber einenTeil der
Kinderbetreuungsplätze mit-
finanzieren.

Die SVPundeingrosserTeil
der FDPwollten die Anschubfi-
nanzierung nicht mehr verlän-
gern. Stefanie Heimgartner
(SVP/AG) verglich das Projekt
mit einem kaputten Auto. Ent-
weder springe der Motor beim
Anschieben anoder ebennicht.
Dann müsse es in die Garage.
ErneutesAnschiebenhelfedann
auch nicht mehr. Die anderen
Parteien nahmen die Verlänge-
rung an – es geht um 50Millio-
nen Franken jährlich. (mg)

Aussenminister Ignazio Cassis an der Friedenskonferenz auf dem Bürgenstock im vergangenen Juni. Bild: Urs Flüeler/Keystone

«Wennman
alles zusam-
menzählt, geht
eseinfach
nicht auf.»

BenjaminMühlemann
FDP/GL


